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Zusammenstellung 

des von der Fraktion der CDU/CSU eingebraditen Entwurfs 
eines Gesetzes zur Einführung der Selbstverwaltung auf dem 
Gebiet der Sozialversicherung und Angleichung des Rechts der 
Krankenversicherung im Land Berlin 
(Selbstverwaltungs- und Krankenversicherungsangleichungs- 
gesetz Berlin — SKAG Berlin) 

— Drucksache 14 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Sozialpolitik 

(20. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Einführung der Selbst- 
verwaltung auf dem Gebiet der Sozialversicherung 
und Angleichung des Rechts der Krankenversiche- 
rung im Land Berlin 

(Selbstverwaltungs- und Krankenversicherungs- 
angleichungsgesetz Berlin — SKAG Berlin) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Einführung der Selbst- 
verwaltung auf dem Gebiet der Sozialversicherung 
und Angleichung des Rechts der Krankenversiche- 
rung im Land Berlin 

(Selbstverwaltungs- und Krankenversicherungs- 
angleichungsgesetz Berlin — SKAG Berlin) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des*Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 
Einführung der Selbstverwaltung 

§ 1 

Das Selbstverwaltungsgesetz in der Fassung vom 
13. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 427) und des 
Gesetzes zur Ergänzung' des Selbstverwaltungs- 
gesetzes vom 18. Juni 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 405) sowie des Sozialgerichtsgesetzes vom 
3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 239) in der 
Fassung des Gesetzes zur Änderung des Sozial- 
gerichtsgesetzes vom 10. August 1954 (Bundes- 
gesetzbl. I. S. 239) und des Dritten Gesetzes zur 
Änderung des Selbstverwaltungsgesetzes vom 
15. November 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 863) wird 
wie folgt ergänzt: 

Nach § 17 wird folgender § 17 a eingefügt: 

,§ 17a 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin 
mit folgenden Besonderheiten: 


ERSTER ABSCHNITT 
Einführung der Selbstverwaltung 

§ 1 

Das Selbstverwaltungsgesetz in der Fassung vom 
13. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 427) und des 
Gesetzes zur Ergänzung des Selbstverwaltungs- 
gesetzes vom 18. Juni 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 405) sowie des Sozialgerichtsgesetzes vom 
3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 239) in der 
Fassung des Gesetzes zur Änderung des Sozial- 
gerichtsgesetzes vom 10. August 1954 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 239) und des Dritten Gesetzes zur 
Änderung des Selbstverwaltungsgesetzes vom 
15. November 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 863) wird 
wie folgt ergänzt: 

Nach § 17 wird folgender § 17 a eingefügt: 

,§ 17 a 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin 
mit folgenden Besonderheiten: 
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Entwurf 

1. § 4 Abs. 1 Satz 5 gilt in folgender Fassung: 

„Die Wahl erfolgt auf Grund von Vorschlags- 
listen der im gesamten Geltungsbereich dieses 
Gesetzes tätigen Gewerkschaften und selbständi- 
gen Vereinigungen von Arbeitnehmern mit so- 
zial- oder berufspolitischer Zwecksetzung sowie 
der Vereinigungen von Arbeitgebern nach den 
Grundsätzen der Verhältniswahl." 

2. § 4 Abs. 1 Satz 9 und 10 und § 18 Abs. 4 Nr. 3 
sind nicht anzuwenden. ' 

§ 2 

Die erste Wahl im Land Berlin findet gleichzei- 
tig mit der zweiten Wahl der Organe im Bundes- 
gebiet statt . 


ZWEITER ABSCHNITT 

Rechtsangleichung 

§ 3 

Die Vorschriften des Ersten und des Zweiten 
Buches der Reichsversicherungsordnung in der Fas- 
sung der Ersten Verordnung zur Vereinfachung des 
Leistungs- und Beitragsrecht in der Sozialversiche- 
rung vom 17. März 1945 (Reichsgesetzbl. I S. 41) 
gelten im Land Berlin, soweit dieses Gesetz nichts 
anderes bestimmt. 

§ 4 

Für den Umfang und Gegenstand der Versiche- 
rung gelten die Vorschriften des § 9 Abs. 2 Satz 2 
bis 5 und der §§ 11 bis 14, § 18 Abs. 1, §§ 23, 25 
bis 27, 30, 31 und § 69 des Gesetzes zur Anpas- 
sung des Rechts der Sozialversicherung in Berlin an 
das in der Bundesrepublik Deutschland geltende 
Recht vom 3. Dezember 1950 (Verordnungsblatt für 
Berlin I S. 542) in der Fassung des Ersten und Zwei- 
ten Gesetzes zur Änderung dieses Gesetzes vom 
10. August 1951 (Gesetz- und Verordnungsblatt für 
Berlin S. 586) und vom 9. März 1954 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin S. 133) sowie des Ge- 
setzes über die Einführung einer Einkommens- 
grenze in der gesetzlichen Krankenversicherung 
des Landes Berlin vom 26. Februar 1953 (Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin S. 150), soweit sie 
von den Vorschriften des Zweiten Buchs der 
Reichsversicherungsordnung abweichen . 


§ 5 

Die Verwaltungsaufgaben und -befugnisse, die 
dem Versicherungsamt zustehen, gehen auf die 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 

1. § 4 Abs. 1 Satz 5 gilt in folgender Fassung: 

„Die Wahl erfolgt auf Grund von Vorschlags- 
listen der im gesamten Geltungsbereich dieses 
Gesetzes tätigen Gewerkschaften, selbständi- 
gen Vereinigungen von Arbeitnehmern mit so- 
zial- oder berufspolitischer Zwecksetzung und 
Vereinigungen von Arbeitgebern nach den 
Grundsätzen der Verhältniswahl." 

2. unverändert 


§ 2 

Die Amtsdauer der erstmals im Land Berlin ge- 
wählten Mitglieder der Organe, der Versicherten- 
ältesten und Vertrauensmänner endet mit der 
Amtsdauer der Mitglieder der Organe, Versicher- 
tenältesten und Vertrauensmänner, die aus der 
zweiten Wahl im übrigen Geltungsbereich des 
Selbstverwaltungsgesetzes hervorgegangen sind. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Rechtsangleichung 

§ 3 

unverändert 


§ 4 

Für den Umfang und Gegenstand der Versiche- 
rung gelten, soweit sie von Vorschriften des Zwei- 
ten Buchs der Reichsversicherungsordnung ab- 
weichen, § 9 Abs. 2 Satz 2, Abs. 4 Nr. 5, § 11 Abs. 1 
und 3, § 12, § 13 Abs. 1 und 2, § 14, § 18 Abs. 1, 
§§ 23, 25, 27, 30, 31 und 69 des Gesetzes zur An- 
passung des Rechts der Sozialversicherung in Ber- 
lin an das in der Bundesrepublik Deutschland gel- 
tende Recht vom 3. Dezember 1950 (Verordnungs- 
blatt für Berlin I S. 542) in der Fassung des Ersten 
und Zweiten Gesetzes zur Änderung dieses Geset- 
zes vom 10. August 1951 (Gesetz- und Verordnungs- 
blatt für Berlin S. 586) und vom 9. Marz 1954 (Ge- 
setz- und Verordnungsblatt für Berlin S. 133) sowie 
des Gesetzes über die Einführung einer Einkom- 
mensgrenze in der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung des Landes Berlin vom 26. Februar 1953 (Ge- 
setz- und Verordnungsblatt für Berlin S. 150). So- 
weit hierin auf Vorschriften verwiesen wird, die 
außer Kraft getreten sind, treten die entsprechen- 
den Vorschriften der Reichsversicherungsordnung 
an deren Stelle. 

§ 5 

unverändert 
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Entwurf 

nach Landesrecht zu bestimmende Behörde und, so- 
weit eine solche Bestimmung noch nicht getroffen 
ist, auf die für die Sozialversicherung zuständige 
oberste Verwaltungsbehörde des Landes Berlin 
über. 

DRITTER ABSCHNITT 
Übergangsvorschriften 

§ 6 

Die Krankenversicherungsanstalt Berlin ist eine 
Ortskrankenkasse im Sinne des § 225 der Reichs- 
versicherungsordnung. Sie erhält die Bezeichnung 
„Allgemeine Ortskrankenkasse Berlin". 

§ 7 

(1) Die Allgemeine und die besonderen Ortskran- 
kenkassen im Land Berlin sowie der Verband Ber- 
liner Ortskrankenkassen, die nach dem 8. Mai 1945 
stillgelegt wurden, sind mit Inkrafttreten dieses 
Gesetzes im Land Berlin aufgelöst. 

(2) Die nach dem 8. Mai 1945 stillgelegten Be- 
triebs- und Innungskrankenkassen im Land Ber- 
lin können ihre Tätigkeit wieder aufnehmen, wenn 
dies die Mehrheit der für die stillgelegte Kranken- 
kasse in Betracht kommenden abstimmenden Ar- 
beitgeber und die Mehrheit der in Betracht kom- 
menden abstimmenden volljährigen Arbeitnehmer 
bis zum 31. Januar 1958 bei der für die Sozialver- 
sicherung zuständigen obersten Verwaltungs- 
behörde des Landes Berlin beantragen und diese 
feststellt, daß die finanzielle Leistungsfähigkeit der 
Krankenkasse hinreichend gesichert ist. 


(3) Wird für eine stillgelegte Betriebs- oder In- 
nungskrankenkasse ein Antrag auf Wiederauf- 
nahme ihrer Tätigkeit nicht gestellt, so ist die Kran- 
kenkasse mit dem Ablauf der Antragsfrist aufge- 
löst. Wird der Antrag abgelehnt, so ist die Kran- 
kenkasse aufgelöst, sobald die Ablehnung unan- 
fechtbar geworden ist. Wird dem Antrag entspro- 
chen, so hat die entscheidende Stelle den Tag fest- 
zusetzen, mit dem die Krankenkasse ihre Tätigkeit 
wieder aufnimmt. 

(4) Die für die Sozialversicherung zuständige 
oberste Verwaltungsbehörde des Landes Berlin 
trifft auf Vorschlag des für die Krankenkassenart 
zuständigen Bundesverbandes im Einzelfall die er- 
forderliche vorläufige Regelung für die Bildung der 
Organe der Krankenkassen, die ihre Tätigkeit wie- 
der aufnehmen. 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 


DRITTER ABSCHNITT 
Übergangsvorschriften 

§ 6 

unverändert 


§ 7 

(1) unverändert 


(2) Die nach dem 8. Mai 1945 stillgelegten Be- 
triebs- und Innungskrankenkassen im Land Ber- 
lin können ihre Tätigkeit wieder aufnehmen, wenn 
dies die Mehrheit der für die stillgelegte Betriebs- 
krankenkasse in Betracht kommenden abstimmen- 
den Arbeitgeber und die Mehrheit der in Betracht 
kommenden abstimmenden volljährigen Arbeit- 
nehmer, bei einer stillgelegten Innungskranken- 
kasse die beteiligten Innungen mit Zustimmung des 
Gesellenausschusses bis zum Schluß des auf die 
Verkündung des Gesetzes folgenden Kalender- 
monats bei der für die Sozialversicherung zustän- 
digen obersten Verwaltungsbehörde des Landes 
Berlin beantragen und diese feststellt, daß die 
finanzielle Leistungsfähigkeit der Krankenkasse 
hinreichend gesichert ist. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


§ 7a 

Die Bundespostbetriebskrankenkasse kann ihren 
Bereich auf das Land Berlin erstrecken, wenn die 
Mehrheit der für die Bundespostbetriebskranken- 
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§ 8 

(1) Die freiwillig Weiterversicherten im Land 
Berlin, die einer im Jahre 1945 stillgelegten Be- 
triebs- oder Innungskrankenkasse im Land Ber- 
lin im Zeitpunkt der Stillegung angehört haben, 
sind berechtigt, dieser Krankenkasse innerhalb von 
sechs Monaten nach der Wiederaufnahme ihrer 
Tätigkeit beizutreten. Der Beitritt wird zu Beginn 
des auf die Beitrittserklärung folgenden Kalender- 
vierteljahres wirksam. 

(2) Dies gilt entsprechend für freiwillig Weiter- 
versicherte im Land Berlin, die in dem in Absatz 1 
genannten Zeitpunkt im Land Berlin einer Ersatz- 
kasse angehört haben. Mit der Wiederaufnahme in 
die Ersatzkasse treten diese Versicherten in ihre 
Rechte, die sie aus einer Zusatzversicherung er- 
worben hatten, wieder ein. 

§ 9 

(1) Das Vermögen (Eigentum und alle sonstigen 
Vermögensrechte) der nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes aufgelösten Krankenkassen und des Ver- 
bandes Berliner Ortskrankenkassen sowie die nach 
dem 8. Mai 1945 für diese Kassen oder diesen Ver- 
band erworbenen Vermögensrechte gehen mit dem 
Tage der Auflösung auf die Allgemeine Ortskran- 
kenkasse Berlin über. 

(2) Absatz 1 gilt auch für Rechte, die durch Ge- 
setz für unübertragbar oder nur auf Grund beson- 
derer Vereinbarungen für übertragbar erklärt sind. 

(3) Verfügungen, die vor dem Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes über die in den Absätzen 1 und 2 ge- 
nannten Gegenstände getroffen sind, bleiben wirk- 
sam. 

(4) Dingliche Rechte an Grundstücken und son- 
stigen Sachen und Rechten bleiben bestehen. 

(5) Eine Vermögensauseinandersetzung zwischen 
der Allgemeinen Ortskrankenkasse Berlin und den 
wieder zugelassenen Kassen findet nicht statt. 

§ 10 

(1) Die Verbindlichkeiten der nach den Vorschrif- 
ten dieses Gesetzes aufgelösten Krankenkassen und 
des Verbandes Berliner Ortskrankenkassen gehen 
mit dem Tage der Auflösung auf die Allgemeine 
Ortskrankenkasse Berlin über. 

(2) Durch den Schuldübergang werden, abgesehen 
von der Änderung in der Person des Schuldners 
die Rechte des Gläubigers, insbesondere seine An- 
sprüche gegen einen Bürgen, sowie seine Rechte 
aus einem Pfandrecht, einer Hypothek oder einer 
sonstigen Sicherheit nicht berührt; § 418 des Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs findet keine Anwendung. 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 

kasse in Betracht kommenden Arbeitnehmer im 
Land Berlin und die Landespostdirektion Berlin zu- 
stimmen. Als Arbeitgeber im Sinne der §§ 245 und 
246 der Reichsversicherungsordnung gilt insoweit 
die Bundesrepublik Deutschland. 

§ 8 

unverändert 


§ 9 

unverändert 


§ 10 

unverändert 
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§ 11 

Das im Land Berlin belegene Vermögen (§ 9 
Abs. 1) und die Verbindlichkeiten der Lichterfelder 
Ersatzkasse gehen mit dem Tage des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes im Land Berlin auf die Deutsche 
Angestelltenkrankenkasse über. § 9 Abs. 2 bis 4 
und § 10 Abs. 2 gelten entsprechend. 

§ 12 

Soweit das Eigentum an einem Grundstück nach 
den §§ 9 und 11 übergeht, genügt zum Nachweis 
des Übergangs des Eigentums gegenüber dem 
Grundbuchamt eine Bescheinigung der Aufsichtsbe- 
hörde. Dies gilt für sonstige im Grundbuch einge- 
tragene Rechte entsprechend. 

§ 13 

Gerichtsgebühren und andere Abgaben, die aus 
Anlaß und in Durchführung der Vorschriften der 
§§ 9 bis 11 entstehen, werden nicht erhoben; bare 
Auslagen bleiben außer Ansatz. 

§ 14 

(1) Die Treuhandschaft des Bundes und des Lan- 
des Berlin an dem Vermögen der nach dem 8. Mai 
1945 im Land Berlin stillgelegten und nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes aufgelösten Kranken- 
kassen und des Verbandes Berliner Ortskranken- 
kassen erlischt mit dem Tage der Auflösung. 

(2) Die Treuhandschaft des Bundes und des Lan- 
des Berlin an dem Vermögen der nach dem 8. Mai 
1945 stillgelegten Krankenkassen, die ihre Tätig- 
keit nach den Vorschriften dieses Gesetzes wieder 
aufgenommen haben, erlischt mit dem Tage der 
Wiederaufnahme ihrer Tätigkeit. 

(3) Die Treuhandschaft des Bundes und des Lan- 
des Berlin an dem im Land Berlin belegenen Ver- 
mögen der Lichterfelder Ersatzkasse erlischt mit 
dem Tage des Inkrafttretens dieses Gesetzes im 
Land Berlin. 


§ 15 

(1) Innungskrankenkassen mit Sitz im Land 
Berlin, die Versicherte von der Allgemeinen Orts- 
krankenkasse Berlin übernehmen, und Ersatzkas- 
sen, zu denen Berliner Versicherte übertreten, haben 
durch die Abgabe der Versicherten freiwerdende 
Arbeitnehmer der Allgemeinen Ortskrankenkasse 
Berlin einzustellen. Freiwerdende Arbeitnehmer 
sind in der Regel in einer Zahl einzustellen, die mit 
400 vervielfacht zumindest die Zahl der übernom- 
menen Versicherten erreichen muß. Für das Ar- 
beitsverhältnis des einzustellenden Arbeitnehmers 
bei der zur Einstellung verpflichteten Krankenkasse 
gelten mindestens die bisherigen oder gleichwer- 
tigen Bedingungen; insbesondere darf das bisherige 
Arbeitsentgelt nicht gemindert werden. 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 

§ 11 

unverändert 


§ 12 

unverändert 


§ 13 

unverändert 


§ 14 

unverändert 


§ 15 

(1) Innungskrankenkassen mit Sitz im Land 
Berlin, die Versicherte von der Allgemeinen Orts- 
krankenkasse Berlin übernehmen, und Ersatzkas- 
sen, zu denen Berliner Versicherte übertreten, haben 
durch die Abgabe der Versicherten freiwerdende 
Arbeitnehmer der Allgemeinen Ortskrankenkasse 
Berlin zu übernehmen. Freiwerdende Arbeitnehmer 
sind in der Regel in einer Zahl zu übernehmen, die 
mit 400 vervielfacht zumindest die Zahl der über- 
nommenen Versicherten erreichen muß. Für das 
Arbeitsverhältnis des zu übernehmenden Arbeit- 
nehmers bei der zur Übernahme verpflichteten 
Krankenkasse gelten mindestens die bisherigen 
oder gleichwertigen Bedingungen; insbesondere 
darf das bisherige Arbeitsentgelt nicht gemindert 
werden. 
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(2) Uber die einzustellenden Arbeitnehmer sollen 
sich die beteiligten Krankenkassen einigen. Kommt 
eine Einigung nicht zustande, so entscheidet die für 
die Sozialversicherung zuständige oberste Verwal- 
tungsbehörde des Landes Berlin. Sofern Berliner 
Versicherte zu den Ersatzkassen nach Ablauf des 
sechsten Monats nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
übertreten, bleiben sie für die Einstellung freiwer- 
dender Arbeitnehmer der Allgemeinen Ortskran- 
kenkasse Berlin außer Betracht. 

(3) Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für Ar- 
beitgeber, für deren Betrieb eine Betriebskranken- 
kasse besteht oder errichtet wird, deren Bereich sich 
auf das Land Berlin erstreckt oder auf das Land 
Berlin erstreckt wird. 

§ 16 

Soweit bei der Allgemeinen Ortskrankenkasse 
Berlin sieben vom Hundert des Grundlohnes als 
Beiträge und das das gesetzliche Rücklagesoll über- 
steigende Vermögen nicht ausreichen, um die Auf- 
rechterhaltung der am 30. Juni 1957 nach den ge- 
setzlichen Vorschriften und der Kassensatzung zu- 
lässigen Leistungen in dem bis dahin gewährten 
Umfang zu gewährleisten, hat das Land Berlin bis 
zum Inkrafttreten eines Gesetzes zur Neuregelung 
des Zweiten Buchs der Reichsversicherungsordnung 
die erforderlichen Zuschußbeträge aus Mitteln sei- 
nes Landeshaushalts aufzubringen. Bis zu diesem 
Zeitpunkt erstreckt sich die Aufsicht über die All- 
gemeine Ortskrankenkasse Berlin auch auf Fragen 
der Zweckmäßigkeit. 


§ 17 

Die Bundesregierung bestimmt durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Re- 
gelung des Vertrauensärztlichen Dienstes im Lande 
Berlin. Bis zum Erlaß der Rechtsverordnung ist die 
Allgemeine Ortskrankenkasse Berlin Trägerin des 
Vertrauensärztlichen Dienstes als Gemeinschafts- 
aufgabe. 

VIERTER ABSCHNITT 

Änderung von Vorschriften 

§ 18 

§ 124 Satz 1 des Gesetzes zur Ordnung des Hand- 
werks (Handwerksordnung) vom 17. September 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1411) erhält folgende Fassung: 

„Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin.“ 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 

(2) Uber die zu übernehmenden Arbeitnehmer 
sollen sich die beteiligten Krankenkassen einigen. 
Kommt eine Einigung nicht zustande, so entschei- 
det die für die Sozialversicherung zuständige 
oberste Verwaltungsbehörde des Landes Berlin. 
Sofern Berliner Versicherte zu den Ersatzkassen 
nach Ablauf des sechsten Monats nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes übertreten, bleiben sie für die 
Übernahme freiwerdender Arbeitnehmer der Allge- 
meinen Ortskrankenkasse Berlin außer Betracht. 

(3) unverändert 


§ 16 

(1) Soweit bei der Allgemeinen Ortskranken- 
kasse Berlin ein Beitrag in Höhe des durchschnitt- 
lichen allgemeinen Beitragssatzes der Allgemeinen 
Ortskrankenkassen im Bundesgebiet nicht aus- 
reicht, um die Aufrechterhaltung der nach den ge- 
setzlichen Vorschriften und der Kassensatzung zu- 
lässigen Leistungen zu gewährleisten, hat das Land 
Berlin bis zum Inkrafttreten eines Gesetzes zur 
Neuregelung des Zweiten Buchs der Reichsver- 
sicherungsordnung die erforderlichen Zuschuß- 
beträge aus Mitteln seines Landeshaushalts aufzu- 
bringen. Hierbei sind nach Ablauf jedes Kalender- 
vierteljahres die Einnahmen und die Aufwendun- 
gen der Allgemeinen Ortskrankenkasse Berlin für 
dieses Kalendervierteljahr und der durchschnittliche 
Beitragssatz der Allgemeinen Ortskrankenkassen 
im Bundesgebiet am Beginn des Berechnungszeit- 
raumes zugrunde zu legen. 

(2) Bis zu dem in Absatz 1 genannten Zeitpunkt 
bedarf eine Änderung der Satzung, die Verbesse- 
rungen der Leistungen zum Gegenstand hat, der 
Zustimmung der Aufsichtsbehörde. 

§ 17 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates die Regelung des Vertrauensärztlichen 
Dienstes im Lande Berlin bestimmen. Bis zum Erlaß 
der Rechtsverordnung ist die Allgemeine Ortskran- 
kenkasse Berlin Trägerin des Vertrauensärztlichen 
Dienstes als Gemeinschaftsaufgabe. 

VIERTER ABSCHNITT 

Änderung von Vorschriften 

§ 18 

unverändert 
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§ 19 

Folgende Vorschriften werden geändert: 

1. In Artikel 3 des Gesetzes über Kassenarztrecht 
vom 17. August 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 513) 
und in Artikel 4 Buchstabe a des Gesetzes über 
die Verbände der gesetzlichen Krankenkassen 
und der Ersatzkassen vom 17. August 1955 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 524) wird das Wort „Kranken- 
versicherungsanstalt" durch die Worte „Allge- 
meine Ortskrankenkasse" ersetzt. 

2. § 27 Abs. 2 des Gesetzes über die Verwaltung 
der Deutschen Bundespost (Postverwaltungsge- 
setz) vom 24. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 676) 
fällt weg. 

3. Artikel 3 Nr. 4 des Gesetzes über Krankenver- 
sicherung der Rentner vom 12. Juni 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 500) erhält folgenden Satz 2: 

„Der Antrag ist bis zum 28. Februar 1958 zu- 
lässig." 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Schlußvorschriften 

§ 20 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§ 21 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Beschlüsse des 2 0. Ausschusses 
§ 19 

Folgende Vorschriften werden geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. Artikel 3 Nr. 4 des Gesetzes über Krankenver- 
sicherung der Rentner vom 12. Juni 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 500) erhält folgenden Satz 2: 

„Der Antrag ist bis zum 30. Juni 1958 zu- 
lässig." 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Schlußvorschriften 

§ 20 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen wurden oder werden, gelten im Land Ber- 
lin nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 21 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1958 in Kraft. 
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